
Aktenzeichen:

Z.ßéné■lää

_Verkündet

am 14. Dezember 1955

I m N a m e n d e e V o l k e 8

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

0 o l .

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7, Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 14. Bezember

7955

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landesso—

zielgerichts . . . .
vom 10. Februar 1955

wird als unzulässig verworfen°

Die Beteiligten'haben einander Kosten nicht

zu erstatten„

Von 11echte wegen.
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Der 1934 geborene Kläger meldete sich am 31. Mai 1954 bei dem
Arbeitsamt XXXX arbeitslos und beantragte Arbeitslosenunter—

stützung (Alu).

Nach den eingereichten Arbeitsbescheinigungen war er vorher vom
18. Juni bis 16. August 1953 als landwirtschaftlicher Arbeiter
bei einem Bauern, nach freiwilliger Aufgabe dieser Stellung vom'

31. August 1953 bis 13. März 1954 als Hauer bei den XXXXXXKXXXXX

XX&.XX£X XX XXXX und vom 30. März bis 29. Mai 1954 als ungelerh—

ter Arbeiter bei der Firma äää XXXXX, XXXXXXXXXXXXX Xxxxxxxx XX

XXXX, beschäftigt gewesen. Diese letzten beiden Beschäftigungen

waren arbeitslosenversicherungspflichtig. Bei der Firma xxxxx

war der Kläger zuletzt wegen Arbeitsmangelsentlassen worden.

Als dem Kläger am 31. Mai 1954 vom zuständigen Arbeitsvermittler

eine Stelle als landwirtschaftlicher Arbeiter angeboten wurde,

lehnte er diese mit der hegründung ab, daß er Knick— und Platt—

fuß habe und das Laufen nicht aushalte; er bezog sich für seine

Weigerung, überhaupt landwirtschaftliche Arbeiten zu verrichten,

auf eine Bescheinigung seines behandelnden Arztes. Die daraufhin

von der Beklagten veranlasste Untersuchung des Klägers führte zu

einem Gutachten des Arbeitsarztes vom 5. Juni 1954, in dem fest-

gestellt wurde„daß der Kläger für Arbeiten, wie er sie bisher

ausgeführt habe, also auch für landwirtschaftliche Arbeiten,

arbeitsfähig sei. Danach schloß die Beklagte mit Bescheid vom
.28. Juni 1954 den Kläger vom Unterstützungsbezug aus, weil er die

ihm gebotenen Arbeitsmöglichkeiten beharrlich nicht nutze.

Ber hiergegen vom Kläger fristgemäß eingelegte Widerspruch wurde

mit Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 13. Juli 1954 unter

der Begründung zurückgewiesen, daß der Kläger wegen seiner Wei—

gerung, landwirtschaftliche Arbeiten zu verrichten, nicht als

unfreiwillig arbeitslos anzusehen sei.

Vom 28. Juli 1954 an war der Kläger wieder bei seiner letzten

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


III

IV

_ 3 _

Arbeitgeberin, der Firma xXxxx in XXxx‚beschäftigt.

Am 7» August 1954 erhob er Klage beim Sozialgericht ixkixxx

XXX mit dem Antrags,

die Beklagte unter Aufhebung des Ablehnungsbescheides

vom 28. Juni 1954 und des Hiderspruchsbescheid€s vom

15. Juli 1954 zu verurteilen, an ihn die Arbeitslosen—

unterstützung vom Tage der 4rbeitslosmeldung an nach

Ablauf der gesetzlichen Wartezeit zu zahlen.

Die Klage wurde durch Urteil vom 11. Oktober 1954 mit der Be—

gründung abgewiesen, daß der Kläger für die Verweigerung land—

wirtschaftlicher Arbeiten keinen berechtigten Äblehnungsgrund

gehabt habe und daher
zu Recht vom Bezug der Alu ausgeschlos—

sen worden sei.

Weder im Tenor noch in den Entscheidungsgründen des Urteils ‘
ist ein Ausspruch darüber enthalten, daß das Sozialgericht

die Berufung zugelassen hat.

Nach der Behandlung der Kosten in den Entscheidungsgründen

wird der Schlußabsatz dieses Urteils, der eine Rechtsmittelbe—

lehrung enthält, von dem Satz eingeleitet:

"Diese Entscheidung kann mit dem Rechtsmittel der Beru—

fung angefochten werden."

Der Kläger legte “erufung ein. Dieses Rechtsmittel wurde durch

Urteil des Landessozialg€richts XXXXXXXXKvom 10. februar 1955
als unzulässig verworfen° In der Urteilsbegründung wurde aus—
geführt, daß die Berufung nach @ 144 Abs. 1 Nr. 2 des Sozialge—

richtsgesetzes (SQG) nicht zulässig sei, weil es sich bei dem
vom Kläger verfolgten Anspruch um wiederkehrende Leistungen

für einen Zeitraum bis zu 13 Wochen handele. Die eusnahmemög—

lichkeit, die Berufung gemäß 5 150 Nr. 1 800 im Urteil zuzu—
lassen, habe das Sozialgericht nicht angewendet.

Die Revision wurde vom Landessozialgericht nicht zugelassen.

Gegen das am 12. Mai 1955 zugestellte Urteil legte der Kläger

mit Schriftsatz vom 10. Juni 1955, beim Bundessozialgericht
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eingegangen am 11. Juni 1955, Revision ein und beantragte,

1. Das Urteil des Landessozialgerichts xgxxxxxXg vom
10. Februar 1955, das Urteil des Sozialgerichts X2kixxxix

vom 11. Oktober 1954, den Widerspruchsbescheid der Be—

klagten vom 13. Juli 1954 und den Bescheid der Beklagten

vom 28. Juni 1954 aufzuheben;

2„ die Revisionsbeklagte zu verurteilen, dem Revisionskläger

die anwartschaftsbegründete Arbeitslosenunterstützung

nach der Arbeitslosmeldung am 31; Mai 1954 unter Berück—
sichtigung der gesetzlichen Wartezeit.zu zahlen;

hilfsweise:

Das Urteil des Landessozialgericht3*XXXXXXXXX;v0m 10.
'Februar 1955 aufzuheben und die Sache zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück—
zuverweisén.

Ferner stellte der Kläger im Verhandlungstermin den weiteren

Hilfsantrag‚
‘

den Hechtsstreit zur anderweitigen Verhandlund und Ent—

scheidung an das Sozialgericht;xxXxxxxxgzzurückzuverweisen‚

In der Revisionsbegründungsschrift vom 7. Juli 1955 — eingegan—

gen am 8. Juli 1955 — rügt der Kläger zunächst, über das Urteil

des Berufungsgerichts sei in zusätzlicher Anwesenheit von zwei

neu ernannten “ichterh der Sozialgerichtsbarkeit beraten wordeny

die nach dem Gesetz weder zur Mitwirkung bei der Entscheidung

berufen noch zur juristischen Ausbildung dort beschäftigt gewe7

sen seien. Der Kläger rügt ferner, das Lerufungsgericht habe

nichts unternommen, den tatsächlichen Willen des Vorderrichters,

der auf Zulassung der Berufung abzielte, zu erforschen° Beide

Mängel des Verfahrens seien wesentlich und daher die Revision

statthaft. Schließlich bemängelt der Kläger die Verletzung mate—

riellen Rechts in Anwendung des @ 93 c des Gesetzes über Arbeits—

vermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG).

Die Beklagte bestreitet, daß Verfahrensmängel vorliegen, und be—

antragt unter Bezugnahme auf die nach ihrer Auffassung zutreffen—

de Begründung des Berufungsgerichts,
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die Revision als unzulässig zu verwerfen‚ hilfsweise sie

als unbegründet zurückzuweiseno_

Hinsichtlich der materiell—reChtlichen Bemängelungen des Klä—

gers bezieht sich die Beklagte auf die ihrer Ansicht nach zu—'

treffenden Entscheidungsgründe des erstinstanzlichen Urteils°

Im übrigen wird zur Darstellung des Tatbestandes auf den In—

halt des Bescheides des Arbeitsamtes xth vom 28° Juni 1954,

des Widerspruchsbesoheides des Arbeitsamtes 3xxk vom 13„ Juli

1954, des Urteils des Sozialgerichts YZXXXXXXE vom 11° Okto—

ber 1954 und des Urteils des Landessozialgerichts &kaxxiix

vom 100 Februar 1955, für das Vorbringen der Parteien im ein—
zelnen auf die Schriftsätze des Klägers vom 7° Juli sowie 140

Oktober 1955 und der Beklagten vom 1° Oktober 1955 Bezug ge—
nommen ':

Die Revision ist in der gesetzlichen Frist und Form eingelegt

sowie begründet worden" Sie ist jedoch nicht statthaft°

Da.das Landessozialgericht in den Entscheidungsgründen des

angefochtenen Urteils ausdrücklich ausgeführt hat, daß die

Revision nicht zugelassen wird, ist sie für den Bereich der

Arbeitslosenversicherung nur statthaft, falls nach @ 162 Abs°

1 Nr° 2 SGG schlüssige Rügen erhoben sind und sich als begrün—
det erweisen„ "

Dabei ist die Frage; ob das Verfahren des Berufungsgerichts

an einem wesentlichen Mangel leidet, vom sachlich—rechtlichen
Standpunkt des Landessozialgerichts aus zu beurteilen, nicht

vom Standpunkt des Revisionsgerichts aus (vgl„ auch Urteil des

Bundessozialgerichts, 1° Senat vom 29.11.1955 in "Sozialrecht"
@ 162 SGG, Da 3 Nr° 20); anderenfalls würde das Bundessozialge—
richt über die Rügen des Verfahrensmangels doch in eine sach—
lich—rechtliche Würdigung des Streitstoffes eintreten9 die

ihm infolge der Nichtzulassung der Revision verwehrt ist„

Einen wesentlichen Verfahrensmangel erblickt der Kläger zu—
erst darin, daß bei der Beratung des Berufungsurteils Perso—

nen zugegen waren, die dem zuständigen Senat in der zur Ent— ‚-
scheidung berufenen Besetzung nicht angehörten° Nach seiner
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eigenen Darstellung handelte es sich dabei um neu ernannte Rich—
ter, die dem Landessozialgericht zugeteilt waren, um informato—

risch in den besonderen Rechtsstoff und die fachlichen Aufgaben

der Sozialgerichtsbarkeit eingeführt zu werden,

Der erkennende Senat kann für den vorliegenden Fall dahingestelü

lassen, ob bei einem vom Gesetzgeber neugesdhaffenen Zweig des

Gerichtswesens, dem überdies eine von den Prozeßordnungen der

allgemeinen Gerichtsbarkeit abweichende, spezielle Ve1fahrenew
ordnung eigen ist, sich der Personenkreis, der in juristischer

{Ausbildung beschäftigt ist, nur auf Personen beschränkt, die das

zweite juristische Staatsexamen noch nicht abgelegt haben, sich
dalso noch in der Stellung von Referendaren befinden° Selbst wenn

diese engste Auslegung des 5 193 des Gerichtsverfassungsgesetzes
(GVG) gelten müßte, kann hier die'Rüge einer nichtegesetzmäßigen

Anwesenheit der beiden in Ausbildung für die Sozialgerichtsbar—

keit stehenden Richter nicht zum Erfolg führen, weil zwischen

einer (etwaigen) Verletzung des 5 61 Abs(] 2 SGG i° Verb° mit
5 193 ÖVG und der Entscheidung kein ursächlicher Zusammenhang'

im Sinne von @ 162 Abs" 2 SGGzu finden ist (vgl„ H a u e i';

s e n NJW. 1955 S. 1859 unter IV 2), Es bestand nämlich kei«
nerlei Möglichkeit, daß das Landessozialgericht in Abwesenheit
jener informatorisch zugelassenen Richter zu einer anderen Ent—

scheidung gelangt wäre, da das Sozialgerichtsgesetz in @ 144

Abs° 1 Nr° 2 die Berufung bei Ansprüchen auf wiederkehrende
Leistungen für einen Zeitraum bis zu 13 Wochen {3 Monate)

aus—

drücklich als."nicht zulässig" statuiert hat„ Da nun der Kläger,
der sich am 31. Mai 1954 arbeitslos meldete, unbestritten am

28. Juli 1954 bereits wieder in Arbeit stand, konnte sich sein
Anspruch auf Arbeitslosnünterstützung äußerstenfalls auf den
Zeitraum vom 31° Mai bis 27. Juli 1954 erstrecken und fiel da—.

mit von vornherein unter den gesetzlichen Ausschluß der Berufung,

Der Urteilsausspruch des Landessozialgerichts war mithin durch

Wortlaut wie Inhalt der Gesetzesvorschrift unmittelbar bedingt.

Eine anders lautende Entscheidung hätte ein "Fehlurteil" ergeban

Im übrigen ist in diesem Zusammenhang noch darauf hinzuweisen,

daß ein Verstoß gegen @ 193 GVG nicht unter die unbedingten

(absoluten) Revisionsgründe (vgl„ .5551 ZPO, 5 358 StPO) fällt°
Ein Aufhebungsgrund ist also auch anderweit nur dann gegeben,

wenn das Urteil möglicherweise auf dem Verstoß selbst beruht
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";ng° auch RG„ Espro 10, 640 ff„; ebenso EG" in JW 1926 $.

1228 mit zustimm° Anm° von vo B e l i n g )„ Diese Möglich—

keit jedoch — und damit das Zutreffen eines w e s‚e n t —
l i c h e n —Verfahrensmangels — ist im vorliegenden Falle,

wie dargelegt? ausgeschlossen°

VIII Der Kläger konnte der Revision weiterhin aber auch nicht mit
. der Rüge mangelnder Sachaufklärung zum Erfolg verhelfen° Seine

Behauptung9 daß der tatsächliche Wille des Vorderrichters auf

die Zulassung der Berufung abzielte, hat in Wortlaut und Ins

halt des erstinstanzlichen Urteils keine Stützeo.Allein die—

ses Urteil in der vorliegenden Fassung (@@154‚ 136 SGG) war
vom Berufungsgericht bei der Prüfung und Entscheidung der

verfahrensrechtlichén Frage, ob die Berufung statthaft ist,

zu würdigen (vgl° oben unter VI Absc 3)„

Da für den Anspruch des Klägers die nach 5 145 1° Halbsatz SGG
allgemein eröffnete Berufungsmöglichkeit durch die Sonderbestim—

mung des @ 144 Abs° 1 Nr„ 2 SGG von Gesetzes wegen ausgeschlos—

sen ist, konnte seine Berufung nur zulässig werden'— die anderen

Ausnahmennach @150 SGGsind hier nicht einschlägig —9
"wenn das Sozialgericht sie im Urteil zugelassen hat"

(@ 150 Nr„ 1 SGG)°

IX Das Landessozialgericht konnte aus dem erstinstanzlichen Urteil

für die Prüfung dieser Frage einzig den die Rechtsmittelbeleh—

rung einleitenden Satz verwerten:

"Diese Entscheidung kann mit dem Rechtsmittel der

Berufung angefochten werden°"

Zu diesem Satz ist weder ein Paragraph des Sozialgerichtsgesetn

zes zitiert noch sonst auf eine Gesetzesvorschrift verwiesen°
Er wird von einem gedanklich zugehörigen Satz fortgesetzt,

der die Rechtsmittelfrist angibt und die Einlegungsform erläu—
tert° Eine solche Formulierung ist, wie das Landessozialgericht
nach eingehenden Erwägungen zutreffend und ohne Verstoß gegen
Denkgesetze festgestellt hat, keine wirksame Zulassung der Be—
rufung nach 5 150 Nr° 1 SGG° Diese Zulassung bedarf — schon

nach dem Gesetzeswortlaut "im Urteil" — eines ausdrücklichen

und eindeutigen Ausspruchs durch das Gericht (vgl° P e t e r s —
S a u t t e r — W o l f f , Anm„ 1; H a s t l e r, Anm° 1,5;
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M i e s b a c h — A n k e n b r a n k, Anm° 1 jeweils zu 5 150
SGG)° Diese Auffassung hat sich auch in der Rechtsprechung ganz
überwiegend durchgesetzt (zu vgl. Bayer. LSGer.‚ Urteil vom 4„

11,1954 in Sgh..1955 S. 370; LSGer. Berlin, Urteil vom 21.9.1954

in NJW 1954 S. 1865; LSGer.Baden—Württemberg, Urteil vom 25.5.
1955 in KGV. 1955, Heft 9 Nr° 227)„ Zwar schreibt das Gesetz
Form und Platz des Zulassungsausspruchs, der eine an sich nach
@@144 bis 149 SGG ausgeschlos3u" Berufung statthaft macht,
nicht zwingend vor. In Rechtslehre und Rechtspraxis unterliegt

es aber keinem Zweifel; daß diese Zulassung eine gerichtliche

Entscheidung, ihrem Inhalt nach also eine “Anordnung" ist (vgl.

H a u e i s e n, Sgb‚ 1955 S„ 1; P e t e r s f s a u t't e r Ä.'

w o 1 f f zu @150 see Anm„ 1; s t e i n —-J o n a s « s c h örr
k e zu 5 546 ZPO Anm„ VI 3b; B a u m b a c h —L a u t e r —
b a c h zu 5 546 ZPO Anm. 4). Der bloße Hinweis in der Rechts—
mittelhelehrung, daß "die Entscheidung mit der Berufung ange—
fochten werden kann", ist hierfür nicht ausreichend. Im vorlie—

genden Falle konnte sich dieser "Hinweis" zudem mangels näherer

Umschreihung=ledigliCh auf die im Gesetz enthaltene allgemeine

Berufungsmöglichkeit nach @ 145 SGG beziehen, während gerade die

für den Anspruch des Klägers zutreffende Ausnahme (@ 144 SGG)v
und die Zulassungsmöglichkeit nach 5 150 SGG überhauPt nicht

bezeichnet-und erfaßt sind„

Sowohl im Tenor wie in den Entscheidungsgründen des sozialge—

.richtlichen Urteils fehlt also jeglicher Ausspruch über die Zu-

lassung der Berufung. Beide enthalten aber auch sonst keinen

Satz, aus dem ein dahinzielender Wille des Gerichtserkennbar oder

im Wege der Auslegung zu ermitteln wäre° Von wesentlicher Bedeu—
tung ist dabei, daß diese Entscheidung vom "Sozialgericht", also

in voller Besetzung der Kammer mit einem Vorsitzenden und zwei
Sozialrichtern als Beisitzern (@ 12 Abs. 1 SGG), getroffen sein

müßte° Meinung oder Wille des das Urteil schriftlich absetzenden

Richters allein wären helanglos° Das Landessozialgericht hätte

— wenn man der Ansicht des Klägers folgen wollte — eine dahinge—

hende Feststellung nach Sachlage nur durch die Vernehmung der

drei beteiligten Richter über das Zustandekommen jenes Urteils

treffen können° Einer solchen Beweiserhebung jedoch stehen die

Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über das Beratungs—

geheimnis und die Schweigepflicht (dä 192 flg. GVG)zwingend
entgegen° '
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Im-übrigen bestand für das Sozialgericht hier auch aus 9 150

Nr. 1 SGGkeine Pflicht, die Berufung zuzulassen. Dies wäre
nur dann der Fall gewesen,

wenn die Rechtssache grundsätzli—

che Bedeutung gehabt oder wenn das Sozialgericht in der Aus—

legung einer Rechtsvorschrift von einem Urteil des im Rechts—

zug übergeordneten Landessozialgerichts abgewichen wäre. Bei—
de Vorau$setzungen waren jedoch bezüglich des Anspruchs des

Klägers nicht erfüllt°

Die Rechtsmittelbelehrung des Sozialgerichts war mithin auch

ihrem Inhalt nach unrichtig„

Nach alledem ist der Vorwürf mangelnder Sachaufklärung unge—

rechtfertigt. Das Landessozialgericht hat die ihm nach 5 103
SGG obliegenden Pflichten in dem möglichen und zulässigen Um—

fang wahrgenommen„

Die Rügen des Klägers aus 5 162 Abs. 1 Nr. 2 SGGsind daher
sämtlich unbegründet; somit ist die Revision unstatthaft°

Sie mußte deshalb nach @ 169 Satz 2 SGG verworfen werden, ohne

daß eine Nachprüfung der materiellen Seite des streitigen An—

spruchs möglich war° '

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 193 SGG„
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